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Nornberg, den 26.05.2009 

Sitzung des "Ältestenrat" am 27.5.09 -V ~~~/I'!J "7\l? ~t.l.. 
Antrag zu Top 1 der Tagesordnung 

Sehr geehrter Herr OberbOrgermeister, 

im Top 1der Sitzung beantragt das "MenschenrechtsbOro der Stadt NOrnberg" den Beitritt der Stadt zur "Allianz 
gegen ReChtsextremismus in der Metropoiregion Nornberg". 

Hierzu stellt die Stadtratsgruppe der BIA folgenden 

Antrag: 

Bericht, welche finanziellen und personellen Ressourcen die Stadtverwaltung im Rahmen dIeser "Allianz"
 
bereitstellen will.
 
Bericht, mit welcher Legitimation das .MenschenrechtsbOro", als integraler Bestandteil der Stadtverwaltung, bereits
 
die Broschüre "Handlungsprogramm" der "Allianz" herausgeben konnte und offenkundig Hofort nach der GrOndung
 
die GeschaftsfOhrung dieses Bündnisses Obernommen hat, obwohl der Stadtrat einem Beitritt der Stadt NOmberg zur
 
genannten ..Allianz" noch gar nicht zugestimmt hat.
 
Welche Kosten sind fllr die BroschOre und die Auftaktveranstaltung am 19.3.09 Im Rathau8Saal fur die Stadt
 
NOrnberg angefallen und wie werden die Folgekosten der MItgliedschaft sein?
 
Da ein Beitritt rechtswidrig ware, ist der vorliegende Antrag des sogenannten .Menschenr8ChtsbOrog" abzulehnen.
 

Begrandung: 

Der Hinweis In der Beschlussvorlage zur Altestenrat-Sltzung, dass ein Beitritt kQina finanl:iellen Auswirkungen hatte,
 
ist völlig unglaubwOrdig. BroschUren, wie die bereits vorliegende, die Arbeit des geschaftsfahrenden
 
Menschenrechtsboros, sowie die geplanten umfangreichen Aktivttaten mUssen finanziert werden.
 
Der Beitritt wäre rechtswidrig, da Behörden, wie eine Stadtverwaltung, grundsatzlieh zur politischen Neutralltat
 
verpflIchtet sind. Auch das Beamtenrecht verlangt eine entsprQC/1ende Verpflichtung. Da die Zlelrtchtung der "Allianz"
 
Sich noch dazu vornehmlich gegen die völlig legale politische Partei NPD richtet, die an demokratischen Wahlen
 
teilnimmt, in zwei Landtagen und vielen kommunalen Parlamenten vertreten ist und unter dem Sohutz 1,.1.8. de~
 

Parteiengesetzes steht, verstößt die HUigkeit der .Alllanz" gegen elementart: Grundsatze des Rechtsstaates. Die
 
Prüfung und Feststellung der "VerfassungswidrIgkeit" einer Partei, obliegt aus gutem Grunde ausschließlich dem
 
Bundesverfassungsgericht.
 

M.f.G. 
Ralf OUert, Gruppellsprecher ge;z.. Seblilstian Schmaus 
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